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Zeichenerklärung:
(Nummern entsprechend PlanZV)

Festsetzungen:

1. Art der baulichen Nutzung

Gewerbegebiete (GE)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 8 Bau NVO)

2. Maß der Baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Geschossflächenzahl

Grundflächenzahl

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Höhe der baulichen Anlagen als Höchstmaß
Firsthöhe über Oberkante Straße

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Offene Bauweise

Baugrenze

4. Einrichtungen und Anlagen zur Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen des öffentlichen
 und privaten Bereichs, Flächen für den Gemeinbedarf, Flächen für Sport- und Spielanlagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 6 BauGB)

Flächen für Sport und Spielanlagen

Sportanlage (Tennis)

6. Verkehrsflächen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung,
Geh- und Radwege

Vorhaltefläche der Umgehungstrasse

Öffentliche Parkfläche

7. Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie
Ablagerungen    (§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

Elektrizität

Pumpstation

Wertstoff-Sammel-Container

9. Grünflächen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Streuobstwiese

Lage der Regenrückhaltebecken

Jugend erlebt Natur

12. Flächen für die Landwirtschaft und Wald  (§ 9 Abs. 1 Nr. 18 und Abs. 6 BauGB)

  Flächen für Wald

13. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz,
 zur Pllege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

  Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
  Natur und Landschaft   (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)

  ca.  25.000 m² Ausgleichsfläche der Sporthalle der IGG  (§ 1a Abs. 3 und § 9 Abs. 1a BauGB)

14. Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen für
  Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
  sowie Gewässern  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 und Abs. 6 BauGB)

Anpflanzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Bäume

Sträucher (Knick)

Erhaltung  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

Bäume

Sträucher (Knick)

  Umgrenzungen von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern  und sonstigen
  Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und Abs. 6 BauGB)

15. Sonstige Planzeichen

  Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)
  zugunsten des Städtischen Abwasserbetriebes

  Umgrenzung der Flächen für Nutzungsbeschränkungen
  (Bereich Hochspannungsleitung ges. 20 m breit)  (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 6 BauGB)

  Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB)

  Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes (§ 9 Abs. 7 BauGB)

  Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen, hier Maß der Nutzung innerhalb eines Baugebiets
 (§ 1 Abs. 4 und § 16 Abs. 5 BauNVO) sowie wegen Lärmauflagen (siehe Text-Teil B)
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Nachrichtliche Übernahmen:

8.  Hauptversorgungsleitungen

  Hochspannungsleitungen, oberirdisch

15. Sonstige Planzeichen

  Umgrenzung der von  der Bebauung freizuhaltenden Schutzflächen
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 6 BauGB)
  Waldschutzstreifen (30 m) gem. § 24 Abs. 1 Landeswaldgesetz

     Anbauverbotszone (20 m) gem. § 9 Abs. 1 Bundesfernstraßengesetz

  Altlastenverdachtsfläche

Darstellungen ohne Normcharakter:

Nutzungsschablone

 Baugebiet Zahl der Vollgeschosse

 Grundflächenzahl Geschossflächenzahl

 Bauweise Firsthöhe

siehe Text -Teil B, Punkt 6.1  (Teilflächenbezeichnung)

siehe Text - Teil B, Punkt 5  (E = Erhaltungsgebote)

siehe Text - Teil B, Punkt 1  (G = Grünflächen)

siehe Text - Teil B, Punkte 2 und 3  (M = Maßnahmenflächen)

siehe Text - Teil B, Punkt 4  (P = Pflanzgebote)

Wanderwege

vorhandene Flurstücksgrenzen

vorhandene Gebäude

Flurstücksnummern

Maßangabe in Meter

1

0,7    0,8

GE II

Planzeichnung - Teil A

Aufgrund des §10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509), sowie nach § 84 der Landesbauordnung (LBO) vom 22.01.2009
(GVOBl. Schl.-H. S. 6), zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 17.01.2011 (GVOBl. Schl.-H. S. 3), wird nach Beschlussfassung durch die Ratsversammlung vom 11.11.2011 folgende Satzung über den Bebauungsplan Nr. IV/4, 3. Änderung, bestehend aus der
Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), erlassen:

Datengrundlage ALKIS, Gemarkung Fahrendorf, Flur 3,
Herausgeber: Landesamt für Vermessung und Geoinformation Schleswig-Holstein

PLANGEBIET: Gelände südlich der Stadtgrenze, westlich der B 404 (Gutenbergstraße), nordwestlich der Motorsportanlage, nördlich der Heidberge

Text - Teil B
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Übersichtsplan

STADT GEESTHACHT

Geesthacht, 24.11.2011

Fachdienst Stadtplanung

Verfahrensvermerke
Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses des Ausschusses für Planung und Umwelt vom
25.10.2010. Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Abdruck in der
Zeitung am 05.11.2010 erfolgt.

Geesthacht, 15.11.2011

gez. Manow L. S.
Dr. V. Manow
Bürgermeister

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB  ist am  10.02.2011
durchgeführt worden.

Geesthacht, 15.11.2011

gez. Manow L. S.
Dr. V. Manow
Bürgermeister

Die Unterrichtung über das Vorhaben nach § 2 Abs. 4  i.V.m. § 4 Abs. 1 BauGB und Vorschläge für
den Untersuchungsraum (Scoping) erfolgte mit Schreiben vom 14.01.2011; (Frist 15.02.2011).

Geesthacht, 15.11.2011

gez. Manow L. S.
Dr. V. Manow
Bürgermeister

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind mit
Schreiben vom 08.06.2011 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Geesthacht, 15.11.2011

gez. Manow L. S.
Dr. V. Manow
Bürgermeister

Der Ausschuss für Planung und Umwelt hat am 10.05.2011 den Entwurf der 3. Änderung des
Bebauungsplanes mit Begründung beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

Geesthacht, 15.11.2011

gez. Manow L. S.
Dr. V. Manow
Bürgermeister

Der Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und
dem Text (Teil B), sowie die Begründung haben in der Zeit vom 14.06.2011 bis zum 14.07.2011
während der Dienststunden nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung
ist mit dem Hinweis, dass Anregungen und Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von
jedermann schriftlich oder zu Protokoll geltend gemacht werden können, am 23.05.2011 in der
Zeitung ortsüblich bekanntgemacht worden.

Geesthacht, 15.11.2011

gez. Manow L. S.
Dr. V. Manow
Bürgermeister

Die Ratsversammlung hat die vorgebrachten Anregungen, sowie die Stellungnahmen der Behörden
und sonstigen Träger öffentlicher Belange am 11.11.2011 geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

Geesthacht, 15.11.2011

gez. Manow L. S.
Dr. V. Manow
Bürgermeister

Der katastermäßige Bestand am 03.11.2011 sowie die geometrischen Festlegungen der neuen
städtebaulichen Planung werden als richtig bescheinigt.

Lübeck, 14.11.2011

gez. C. Weber L. S.
Landesamt für Vermessung und Geoinformation Schleswig-Holstein

Die 3. Änderung des Bebauungsplans, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text
(Teil B), wurde am 11.11.2011 von der Ratsversammlung als Satzung beschlossen und die
Begründung durch Beschluss gebilligt.

Geesthacht, 15.11.2011

gez. Manow L. S.
Dr. V. Manow
Bürgermeister

Die 3. Änderung der Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem
Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt.

Geesthacht, 15.11.2011

gez. Manow L. S.
Dr. V. Manow
Bürgermeister

Die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden
kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, ist am 23.11.2011 ortsüblich bekannt gemacht
worden. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung einschließlich sich ergebenen Rechtsfolgen ( §
215 Abs. 2 BauGB ) sowie auf die Möglichkeit, Entschädigungsansprüche geltend zu machen und
das Erlöschen dieser Ansprüche ( § 44 BauGB ) hingewiesen worden. Auf die Rechtswirkungen des
§ 4 Abs. 3 GO wurde ebenfalls hingewiesen. Die Satzung ist mithin am 24.11.2011 in Kraft getreten.

Geesthacht, 30.11.2011

gez. Manow L. S.
Dr. V. Manow
Bürgermeister
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LÄRMSCHUTZPLAN

Aufenthaltsräume
  in Wohnungen

Festsetzungen im Bebauungsplan
(vgl. Begründung zum B-Plan)

Die Außenbauteile von Aufenthaltsräumen in
Wohnungen und von Büroräumen müssen
bei Neu- und Anbauten mindestens folgende
Anforderungen nach DIN 4109 (Ausgabe
Nov. 1989), Tabelle 8 hinsichtlich der
Schalldämmung gegen Außenlärm genügen:

Lärmpegelbereiche nach DIN 4109,
Tabelle 8

III   35 / 30  dB

IV   40 / 35  dB

V    45 / 40  dB

35 dB

40 dB

45 dB

 LPB III   erf. R" w,res =

 LPB IV   erf. R" w,res =

 LPB V    erf. R" w,res =

Lärmpegelbereich
        ( LPB )

30 dB

35 dB

40 dB

Büroräume

JeN

Straßen - Profile,  M 1:200

Mercatorstraße

Rs

Fb      = Fahrbahn für KFZ
Rs      = Randstreifen aus Naturstein- Grosspflaster
P        = Parkstreifen
B/M    = Bankett und Mulden für die Entwässerung
G/R    = Geh- und Radweg
K/G    = Knickschutz- / Grünstreifen
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1. Grünflächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Entwicklung einer Waldrandübergangszone (G 1)
Entwicklungsziel ist eine Eigenentwicklung der Flächen hin zu einer Waldrandübergangszone.
Gelegentliche Pflegeeingriffe einschließlich der Rücknahme von Gehölzbeständen sind insbesondere im
Randbereich zum angrenzenden Gewerbegebiet zulässig. Diese Pflegeeingriffe sind auf das erforderliche
Maß zu beschränken und sind je Jahr auf max. 5 % der Gesamtfläche zulässig. Im Bereich der
Waldrandübergangszone ist auf einer nicht mit Gehölzen bestockten Fläche ein flaches Kleingewässer
mit einer Mindestgröße von zusammen 1.800 m² anzulegen und im Sinne eines Amphibiengewässers
herzurichten. Eine Beschattung der Gewässer ist dauerhaft zu unterbinden.

Grünflächen mit Gehölzpflanzungen und Amphibiengewässern (G 2)
Die entsprechend gekennzeichneten Flächen im Nordwesten, Norden und im Osten des
Plangeltungsbereiches sind als Grünflächen zu entwickeln und zu erhalten. Es sind insgesamt 9-18
Gehölzgruppen mit einer Gesamtfläche von mind. 3.100 m² zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.
Die geeigneten Arten sind den Hinweisen im Text - Teil B der Planzeichnung zu entnehmen.
Die nicht bepflanzten Flächen sind mit einer Regelsaatgutmischung „Biotopflächen - Artenreiches
Extensivgrünland“ (RSM 8.1.1 Saatgutmenge 5 g/m²) einzusäen und maximal 2-mal jährlich zu mähen.
Das Mähgut ist von der Fläche zu entfernen.
Auf den vorgenannten Grünflächen sind 2 flache Kleingewässer mit einer Mindestgröße von zusammen
1.800 m² anzulegen und im Sinne eines Amphibiengewässers herzurichten. Eine Beschattung der
Gewässer ist dauerhaft zu unterbinden.

Entwicklung einer Sukzessionsfläche (G 3)
Entwicklungsziel ist eine strukturreiche Sukzessionsfläche. Um eine vollständige Verbuschung bzw.
Bewaldung der Fläche zu vermeiden, dürfen einzelne Gehölze bzw. Gehölzgruppen zurückgeschnitten
werden. Bei Bedarf kann zusätzlich auf Teilflächen eine Pflegemahd ab dem 15. Juli stattfinden, wobei
das Mähgut von der Fläche zu entfernen ist. Die Pflegeschnitte/-maßnahmen dürfen im Verlaufe eines
Jahres nicht mehr als max. 20 % der Gesamtfläche umfassen.

Jugend erlebt Natur (G 4)
Die Fläche ist naturnah zu nutzen. Versiegelungen sind unzulässig. Das Aufstellen eines fahrtüchtigen
Bauwagens ist zulässig.

Sonstige Grünflächen
Die übrigen festgesetzten Grünflächen sind naturnah anzulegen und zu unterhalten. Die vorhandenen
Bepflanzungen sind dauerhaft zu erhalten, künftige Bepflanzungen sind nur mit standortheimischen
Laubgehölzen vorzunehmen.
Die Regenrückhaltebecken sowie die die Becken verbindenden Gräben sind (unter Erhaltung ihrer
technischen Funktion) möglichst naturnah zu unterhalten.

2. Flächen für Wald gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB

Entwicklung von Laubwald (M 1, M 2 )
Der vorhandene, standortgerechte Laubmischwald ist dauerhaft zu pflegen und zu erhalten.

3. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft gemäß
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Teilversiegelung der Stellplätze
Als Maßnahme zum Schutz von Boden und Natur sind die Stellplätze für parkende Fahrzeuge im
öffentlichen Raum sowie die Dauerstellplätze auf den Gewerbegrundstücken teilversiegelt auszuführen
(großfugiges Pflaster, Rasengittersteine, Schotterrasen).

Versickerung des Niederschlagwassers
Als Maßnahme zum Schutz der Natur ist das anfallende, gering belastete Niederschlagswasser, soweit
möglich, auf dem Grundstück zur Versickerung zu bringen. Als Maßnahme zum Schutz des Bodens,
dürfen aus versickerungstechnischen Gründen Dachflächen nicht mit unbeschichteten kupfer-, zink- oder
bleihaltigen Metallblechen abgedeckt werden.

Entwicklung von Laubwald (M 1, M 2 )
Der vorhandene, standortgerechte Laubmischwald ist dauerhaft zu pflegen und zu erhalten.

Streuobstwiesen (M 3 und M 4)
Die vorhandenen Streuobstwiesen sind dauerhaft zu erhalten, der Unterwuchs ist dauerhaft als Wiese
extensiv zu unterhalten. Beim Abgang einzelner Bäume sind Obstbäume als Hochstämme zu pflanzen.
Zu verwenden sind Mindestqualitäten nach Maßgabe der textlichen Hinweise. Die Verwendung alter und
bewährter Obstsorten ist dabei zu bevorzugen.

Entwicklung einer Waldrandübergangszone (M 5) - siehe Beschreibung G 1

Grünflächen mit Gehölzpflanzungen und Amphibiengewässern (M 6) - siehe Beschreibung G 2

Entwicklung einer Sukzessionsfläche (M 7) - siehe Beschreibung G 3

4. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a
BauGB  /  Gestaltungsmaßnahmen für das Gewerbegebiet

Pflanzgebot für Bäume (P 1 u. P 2)
Bei der Anpflanzung von Bäumen im Bereich der Grünfläche im Nordwesten sowie an der Wegeverbindung
zwischen Mercatorstraße und Fahrendorfer Weg im Südosten des Plangeltungsbereiches sind nur heimische
Laubbäume als Hochstämme zu verwenden und zu erhalten. Jede Baumreihe bzw. Allee ist einheitlich aus
einer Art zu pflanzen. Zu verwenden sind Arten und Mindestqualitäten nach Maßgabe des Grünordnerischen
Fachbeitrages.
Je Baum muss die offene oder mit einem dauerhaft luft- und wasserdurchlässigen Belag versehene Fläche
mindestens 6 m² betragen. Der durchwurzelbare Raum sollte eine Grundfläche von 16 m²  und eine Tiefe
von mindestens 0,8 m haben. Die geeigneten Arten sind den Hinweisen im Text - Teil B der Planzeichnung
zu entnehmen.

Neuanlage von Knicks (P 3)
An den in der Planzeichnung dafür vorgesehenen Stellen sind Knicks anzulegen. Vor der Pflanzung der
Knickgehölze ist ein 0,8 - 1,0 m hoher und am Knickfuß 2,0 - 3,0 m breiter Knickwall auszubilden. Es sind nur
heimische Laubgehölzarten zu verwenden. Die Knickpflanzung ist zweireihig anzulegen. Zum Schutz der
jungen Gehölze sind Wildschutzmaßnahmen (z. B. Wildschutzzaun) vorzunehmen. Die für Knicks üblichen
Pflege- und Unterhaltungsmaßnahmen (auf den Stock setzen) sind etwa alle 10-15 Jahre durchzuführen.
Zu beiden Seiten des Knicks ist ein 1 m breiter Schutzstreifen anzulegen  und extensiv zu unterhalten.
Möglich ist eine jährliche Mahd gegen Ende der Vegetationsperiode im September.

Pflanzgebote auf den Gewerbeflächen
 Auf Gewerbeflächen sind je 1.000 m² Grundstücksfläche mind. 100 m² Gehölzpflanzungen anzulegen oder
mind. 5 Laubbäume zu pflanzen.

 An der Straßenfront der Gewerbegrundstücke ist ein 5 m breiter Grünstreifen anzulegen und als offene
Parklandschaft zu gestalten (z. B. Rasen- oder Staudenfläche mit einzelnen
Gehölzgruppen. Der Grünstreifen darf je Grundstück auf einer Breite von max. 10 m für eine
Grundstückszufahrt unterbrochen werden.

 Hallengebäude mit einer Höhe ab 5 m und/oder 25 m² ohne Gliederungselemente sind mit Klettergehölzen
zu beranken. Zu setzen ist mindestens 1 Pflanze je 5 m Gebäudefassade. Bei nicht selbstklimmenden
Arten sind geeignete Kletter- oder Rankhilfen anzubringen.

Die Festsetzungen zur Bepflanzung und zur Gestaltung der unbebauten Freiflächen (Umfang, Art und
Standort der Bepflanzung) sind in einem Freiflächengestaltungsplan zum jeweiligen Bauantrag prüfbar
nachzuweisen.
Die festgesetzten Begrünungsmaßnahmen müssen in der auf die Fertigstellung der Gebäude
folgenden Pflanzperiode erfolgen. Der Grundstückseigentümer ist für die ordnungs- und fachgerechte Pflege
und Erhaltung der Begrünungsmaßnahmen verantwortlich. Ausgefallene Bäume sind durch entsprechende
Nachpflanzungen zu ersetzen.

5. Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen sowie von Gewässern gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB

Erhaltungsgebot für Knicks (E 1)
Die im Satzungsgebiet vorhandenen Knicks sind dauerhaft zu erhalten. Die für Knicks üblichen Pflege-
und Erhaltungsmaßnahmen (auf den Stock setzen) sollen etwa alle 10-15 Jahre durchgeführt werden.
Eine "gärtnerische" Nutzung der Knicks ist verboten. Hierzu zählt auch die Ablagerung von Kompost,
Rasenschnitt oder sonstigen Gartenabfällen. Sofern im Nahbereich von Knicks Bautätigkeiten stattfinden,
ist während der Bauphase ein ausreichender Schutz der Knicks z. B. durch Auszäunung zu gewährleisten.
Für den natürlichen Abgang der Gehölze ist langfristig für Ersatz zu sorgen.

Erhaltungsgebot für Einzelbäume und Baumreihen / Alleen (E 2)
Die im Plangeltungsbereich vorhandenen Einzelbäume, Baumreihen und Alleen sind dauerhaft zu erhalten.
Bei Abgang ist eine Neupflanzung derselben Art vorzunehmen.

Erhaltungsgebot für sonstige Gehölzbestände (E 3)
Die entsprechend gekennzeichneten Gehölzbestände sind dauerhaft zu erhalten. Für den natürlichen
Abgang der Gehölze ist langfristig für Ersatz zu sorgen.

Für alle Pflanzmaßnahmen gilt:
Die zur Verwendung empfohlenen Arten und Qualitäten werden in den textlichen Hinweisen aufgeführt.

6. Schallschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

6.1 Das Gewerbegebiet der Stadt Geesthacht wurde im Sinne von § 1 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 
BauNVO nach der maximal zulässigen Schallemission gegliedert.
Im Zuge dieser Gliederung werden im vorliegenden Bebauungsplan für die Nacht folgende 
immissionswirksame flächenbezogene Schallleistungspegel Lw“ in dB(A) je qm festgesetzt:

nördliche GE-Hälfte (Teilfläche GE 1 - GE 6)   Lw, Nacht“ = 61 dB(A) pro qm
südliche GE-Hälfte (Teilfläche GE 7 - GE 13)   Lw, Nacht“ = 58 dB(A) pro qm

Es wird auf das im Gutachten Nr. 98-06-3 vom 01.07.1998 verwendete
Berechnungsverfahren verwiesen.

6.2 Die Außenbauteile von Aufenthaltsräumen in Wohnungen und von Büroräumen müssen bei
Neu- und Anbauten mindestens folgende Anforderungen nach DIN 4109 (Ausgabe 
November 1989), Tabelle 8 hinsichtlich der Schalldämmung zum Schutz gegen Außenlärm 
genügen:

Lärmpegelbereiche (LPB)
 Aufenthaltsräume in Wohnungen / Büroräume

LPB III erf. R'w,res in dB 35    /    30
LPB IV erf. R'w,res in dB 40    /    35
LPB V erf. R'w,res in dB 45    /    40

Bei Außenbauteilen von Aufenthaltsräumen, die aus mehreren Teilflächen unterschiedlicher
Schalldämmung bestehen, gelten die Anforderungen an das aus den einzelnenen
Schalldämm-Maßen berechnete resultierende Schalldämm-Maß. Die weiteren Ausführungen
in Abschnitt 5 der DIN 4109 (Ausgabe November 1989) sind zu beachten.

6.3 Der Nachweis der erforderlichen resultierenden Schalldämm-Maße erf. R',res ist im
Baugenehmigungsverfahren auf der Grundlage der mit Erlass vom 15.11.1990 in
Schleswig-Holstein als Technische Baubestimmung bauaufsichtlich eingeführten DIN 4109
(Ausgabe November 1989) und Beiblatt 1 zu DIN 4109 (Ausgabe November 1989) zu führen.

6.4 Fenster von Schlaf- und Kinderzimmer sind in den gekennzeichneten Lärmpegelbereichen
III - V an den östlichen Gebäudeseiten anzuordnen. Ersatzweise können schallgedämpfte
Lüftungseinrichtungen in die Außenfassade eingebaut werden, deren Schalldämmung bei
der Ermittlung des resultierenden Schalldämm-Maßes R'w,res berücksichtigt werden müssen.

Hinweis: Darstellung der Lärmpegelbereiche siehe Lärmschutzplan

7. Bauliche Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

7.1 In einigen Teilbereichen ist eine zulässige Firsthöhe von 10,0 m festgesetzt.
Ausnahmsweise können einzelne, nur für die Nutzung des Betriebes notwendige Einzelkörper,
wie z.B. Silo's zugelassen werden. Eine Ausnahme bedarf immer der Entscheidung
(u. a. zulässige Größe/Höhe und Notwendigkeit) der genehmigenden Behörde.

7.2 Aus städtebaulichen Gründen erfolgt im Bebauungsplangebiet eine Reglementierung des
Einzelhandels-/Sortimentsausschlusses (siehe Text - Teil B, Nr. 9).

8. Gestaltung baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. mit § 84 LBO)

8.1 Reklame- und Werbeschilder und ähnliche Einrichtungen, die nicht direkt auf den
Straßenraum unmittelbar vor dem Grundstück gerichtet sind, sind unzulässig.

8.2 Reflektierende Farben an den Fassaden oder an Fassadenteilen, sowie reflektierend
beschichtete oder spiegelnde Fenster und Türen sind unzulässig. Auf die Zulässigkeit von
Photovoltaikanlagen auf Dachflächen und Außenwänden wird ausdrücklich hingewiesen.

8.3 Werbeeinrichtungen dürfen mit ihrer Oberkante die Traufhöhe nicht überschreiten.
Freistehende Schriftzüge auf Dächern sowie beleuchtete Werbeeinrichtungen mit stark
strahlenden Lichtanlagen sowie Wechsel- und Blinkschaltungen sind unzulässig.

8.4 Dachflächen dürfen nicht mit unbeschichteten kupfer-, zink- oder bleihaltigen Metallblechen
abgedeckt werden.

9. Ausschluss Einzelhandel (§ 1 Abs. 5 i.V. mit Abs. 9 BauNVO)

In dem Bebauungsplangebiet sind Einzelhandelsbetriebe mit Waren der folgenden genannten
zentrenrelevanter Sortiment unzulässig:

- Bekleidung und Sportbekleidung -   Optik/Hörgeräteakustik/Sanitätsbedarf
- Schuhe -   Musikalien, Kunstgegenstände
- Lederwaren -   Fotobedarf
- Spielwaren -   Lebensmittel
- Schreibwaren/Bürobedarf -   Drogeriewaren (inkl. Wasch- und Putzmittel)
- Uhren/Schmuck -   Pharmazie
- Haushaltswaren, Glas/Porzellan/Keramik -   Tabakwaren
- Geschenkartikel -   Zeitungen/Zeitschriften
- Bücher -   Blumen, Floristik

Ausnahmen vom Einzelhandelsausschluss
Der Einzelhandel mit Waren, die der jeweilige Betrieb selbst erstellt, ver- oder bearbeitet, repariert
oder die im räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit dem Produktions- oder
Handwerkerbetrieb stehen (z.B. Werksverkauf der Eigenproduktion) kann ausnahmsweise
zugelassen werden. Die Verkaufsfläche muss dem Produktions- oder Handwerkerbetrieb zugeordnet,
als sein Bestandteil erkennbar und ihm in Funktion und Größe untergeordnet sein.

10. Vergnügungsstätten (§ 1 Abs. 5 BauNVO)

Im gesamten Bebauungsplangebiet sind Vergnügungsstätten (Spiel- und Automatenhallen),
Spielbanken und Wettbüros ausgeschlossen.

11. Ordnungswidrigkeiten (§ 82 LBO, § 213 BauGB, teilw. i.V. mit  § 84 LBO)

Verstöße gegen Bestimmungen des Bebauungsplans nach § 82 LBO sind Ordnungswidrigkeiten. In
diesem Zusammenhang wird auf den § 82 Abs. 1 Nr. 1 LBO verwiesen. Ordnungswidrigkeiten liegen
auch in Fällen des § 213 BauGB vor. Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße geahndet
werden.

Hinweise

Kampfmittel
In dem Gebiet sind Kampfmittel nicht auszuschließen. Vor Beginn von Bauarbeiten ist die Fläche auf
Kampfmittel untersuchen zu lassen. Die Untersuchung wird auf Antrag durch das Landeskriminalamt,
Sachgebiet 323, Mühlenweg 166, 24116 Kiel, durchgeführt. Bauträger sollten sich rechtzeitig mit dem
Kampfmittelräumdienst in Verbindung setzen.

Bauliche Anlagen an Bundesfernstraßen
Gemäß § 9 Abs. 1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.06.2007
(BGBl. S. 1206) dürfen außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der
Ortsdurchfahrt Hochbauten jeder Art sowie Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs in einer bis
zu 20 m von der Bundesstraße 404 (B404), gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, nicht
erichtet bzw. vorgenommen werden.
Direkte Zufahrten und Zugänge dürfen zur freien Strecke der B404 nicht angelegt werden.

Gestaltung der öffentlichen und privaten Grundstücke:
Dachbegrünung: Auf den Dächern der Gewerbebauten sollte möglichst großflächig Extensivbegrünung
angestrebt werden. In der Regel reicht es dafür, die Dächer der Gebäude mit einer mindestens 5 cm starken
Überdeckung zu versehen und zu begrünen.

Pflanzmaßnahmen:

Angaben zur Mindestqualität und zu Pflanzabständen
Als Mindestqualitäten für die Gehölzpflanzungen werden festgesetzt:

Mindestqualität Verwendung für

Hochstämme, 3 x verpflanzt, Stu 12-14 Einzelbaumpflanzungen und Baumreihen

Obsthochstamm, 3 x verpflanzt, Stu 12-14 Streuobstwiesen

Heister, verpflanzt, 2 x verpflanzt, Höhe 150-200 cm Bäume in (flächigen bzw. linearen) 
Gehölzpflanzungen

verpflanzte Sträucher, 3 Triebe, Höhe 100-150 cm Sträucher in (flächigen bzw. linearen)
bzw. leichte Sträucher, 2 Triebe, Höhe 70-90 cm Gehölzpflanzungen

Die Pflanzabstände  für Sträucher und Heister in Gehölzflächen  und Hecken betragen 1 m x 1 m in versetzter
Reihe.

Angaben zu Gehölzarten für Knicks
Folgende Arten sollten verwendet werden:

Quercus robur (Stiel-Eiche) Prunus spinosa (Schlehe)
Carpinus betulus (Hainbuche) Sambucus nigra (Schwarzer Holunder)
Betula pendula (Sand-Birke) Crataegus monogyna (Weißdorn)
Sorbus aucuparia (Eberesche) Rosa canina (Hundsrose)
Corylus avellana (Hasel) Viburnum opulus (Gewöhnlicher Schneeball).

Angaben zu Gehölzarten für (Laub-)Baumreihen auf den Grundstücken
Als Arten bieten sich an:

Carpinus betulus (Hainbuche) Acer platanoides (Bergahorn)
Acer campestre (Feldahorn) Quercus robur (Stieleiche)
Sorbus aucuparia (Eberesche) Betula pendula (Sandbirke).

Angaben zu Gehölzarten für Grünstreifen zwischen Straßenraum und Betriebsgelände
Für die Gehölzgruppen werden heimische Laubgehölze sowie blütenreiche Ziersträucher
empfohlen wie z. B.:

Amelanchier lamarckii (Kupfer-Felsenbirne) Sambucus nigra (Schwarzer Holunder)
Cornus sanguinea (Blutroter Hartriegel) Rosa canina (Hundsrose)
Crataegus monogyna (Eingriffliger Weißdorn) Carpinus betulus (Hainbuche)
Forsythia intermedia (Forsythie) Acer campestre (Feldahorn)
Syringa vulgaris (Gemeiner Flieder) Sorbus aucuparia (Eberesche).
Viburnum opulus (Gewöhnlicher Schneeball)

Angaben zu Gehölzarten für die Fassadenbegrünung
Folgende Arten sind geeignet:
Ohne Rankhilfe:
Hedera helix (Efeu)
Parthenocissus tricuspidata "Veitschii" (Wilder Wein)
Parthenocissus quinquefolia (Jungfernrebe)
Hydrangea petiolaris (Kletterhortensie).
Mit Rankhilfe:
Actinidia arguta (Strahlengriffel) Humulus lupulus (Hopfen)
Aristolochia macrophylla (Pfeifenwinde) Lonicera caprifolium (Jelängerjelieber)
Celastrus orbiculatus (Baumwürger) Lonicera heckrottii (Feuergeißblatt)
Clematis alpina (Alpenwaldrebe) Lonicera henryi (Immergrünes Geißblatt)
Clematis montana rubens (Anemonenwaldrebe) Lonicera tellmanniana (Goldgeißblatt)
Clematis vitalba (Gemeine Waldrebe) Wisteria sinensis (Blauregen).
Polygonum aubertii (Knöterich)

Planungsrechtlicher Hinweis:
Mit Inkrafttreten dieser 3. Änderung des B-Planes IV/4 treten die vorherigen B-Pläne IV/4 bzw. Änderungen
in den überschnittenen Teilbereichen außer Kraft.
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12. Gewerbegebiet:  Ausschluss bestimmter Branchen / Nutzungen
(§ 1 Abs. 9 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 Bau NVO)

Im Gewerbegebiet werden nachfolgend aufgeführte Nutzungen ausgeschlossen:

- Bau- u. Gartenmärkte u. ähnliches
- Kokereien
- Betriebe zur elektrothermischen Herstellung von Chrom, Mangan,
      Karbiden, Korund, u. a. sowie von Ferolegierungen
- Erdölraffinerien mit chemischer Weiterverarbeitung
- Fabriken der chemischen Industrie mit mehr als 10 Produktionsanlagen
- Anlagen zur Herstellung von Viskosekunstfasern
- Hochofenwerke
- Stahlwerke (ausgenommen Stahlwerke mit Lichtbogenöfen unter 50 t
      Gesamtabstichgewicht)
- Erdölraffinerien ohne chemische Weiterverarbeitung
- Erzsinteranlagen
- Fabriken zur Herstellung von Betonformsteinen und Betonfertigteilen
      im Freien
- Anlagen zur Kohlevergasung
- Blei-, Zink- und Kupfererzhütten
- Aluminiumhütten
- Anlagen zur Herstellung von Eisen- u. Stahlkonstruktionen im Freien
- Anlagen zur Herstellung von Stahlbehältern im Freien
- Anlagen zum Bau von Schiffskörpern aus Metall im Freien
- Fabriken der chemischen Industrie mit höchstens 10 Produktionsanlagen
- Anlagen zur Herstellung von Schwefelkohlenstoff
- Tierkörperverwertungsanlagen, Anlagen zur Verarbeitung von
      tierischen Abfällen
- Massentierhaltung, soweit genehmigungspflichtig nach BImSchG,
      aber mehr als 100.000 Stück Mastgeflügel und/oder Legehennen
      oder 2.000 Schweine
- Zementfabriken
- Anlagen zur Aufbereitung und zum Brennen von Kalkstein
- Schlackenaufbereitungsanlagen
- Kraftwerke (Kohle, Öl, Gas) ab 2 TJ/h (ca. 210 MW)
- Stahlwerke mit Lichtbogenöfen unter 50 t Gesamtabstichgewicht
- Stahlgießereien
- Metallumschmelzwerke (Altmetallaufbereitung)
- Automobil- u. Motorradfabriken sowie Fabriken zur Herstellung von
      Verbrennungsmotoren
- Anlagen zur Teeverwertung
- Rußfabriken
- Anlagen zur Herstellung von Mineraldünger
- Sperrholz- sowie Span- und Holzfaserplattenwerke
- Rübenzuckerfabriken
- Müllverbrennungsanlagen für Hausmüll und hausmüllähnliche Abfälle
      über 6 t/h Durchsatz
- Massentierhaltung, soweit genehmigungspflichtig nach BImSchG, aber
      weniger als 100.000 Stück Mastgeflügel und/oder Legehennen oder
      2.000 Schweine
- Erzaufbereitungsanlagen
- Schotterwerke
- Anlagen zur Herstellung von Fertigbeton und Mörtel
- Anlagen zum Kalzinieren, Rösten, Schmelzen oder Sintern mineralischer
      Stoffe einschließlich Mineral- und Glasfaserherstellung
- Kraftwerke (Kohle, Öl, Gas) unter 2 TJ/h (ca. 210 MW)
- Umspannungswerke als Freiluftanlagen über 100 KV Unterspannung
- Warmwalzwerke und Rohrwerke einschließlich Rohrbogenherstellung
- Schmiede- und Hammerwerke
- Kaltwalzwerke
- Eisen- und Tempergießereien über 6 t Schmelzleistung
- Walz- und Hammerwerke für Leichtmetalle
- Anlagen zur Herstellung von Eisen- u. Stahlkonstruktionen in
      geschlossenen Hallen
- Anlagen zur Herstellung von Schienenfahrzeugen
- Anlagen zur Herstellung und Vorfertigung von Dampfkesseln und
      Rohrleitungen
- Anlagen zur Herstellung von Stahlbehältern in geschlossenen Räumen
- Anlagen zur Herstellung von Bremsbelägen
- Anlagen zur Herstellung von Kohleelektroden
- Drahtlackierfabriken
- Einzelbetriebe der chemischen Grundstoffindustrie
- Anlagen zur Herstellung von Farbstoffen (organische Farbmittel und Pigmente)
- Anlagen der pharmazeutischen Grundindustrie
- Anlagen zur Kunststoffherstellung
- Anlagen zur Herstellung von Kunstleder und Kunststoffbelägen
- Anlagen zum Beschichten und Tränken mit Kunststoffen unter
      Verwendung von Phenolharzen
- Anlagen zur Herstellung von technischen Ölen und Fetten
- Glashütten mit maschineller Glasherstellung
- Holzimprägnieranlagen unter Verwendung von Teerölen
- Papierfabriken (ohne Zelluloseherstellung) mit Holzschliff
- Großschlachthäuser und Schlachthöfe
- Ölmühlen mit Raffination
- Aufbereitungsanlagen für bituminöse Straßenbaustoffe

- Schrotthandelsbetriebe mit Kabelabbrennöfen und Fallwerken sowie
       Autoverwertungsbetriebe mit Verschrottung und Schredderanlagen
- Autokinos
- Betriebshöfe für Straßenbahnen
- Deponien
- Intensivtierhaltung, soweit nicht genehmigungspflichtig nach BImSchG,
      aber mehr als 5.000 Stück Mastgeflügel und/oder Legehennen oder
      300 Schweine
- Steinbrüche, Ton- und Lehmgruben
- Anlagen zum Mahlen oder Blähen von Ton, Schiefer und Perlit
- Steinmahlwerke, -sägereien, -schleifereien, -polierereien
- Gewinnung und Aufbereitung von Sand, Bims und Kies
- Anlagen zum Mahlen von Zement und zementähnlichen Bindemitteln
       sowie von Schlacken
- Anlagen zur Herstellung von Ziegelei- u. a. grobkeramischen
       Erzeugnissen, von Grobsteinzeug für Gewerbe und Landwirtschaft
       sowie von feuer- u.  säurefesten Keramikerzeugnissen
- Anlagen zur Herstellung von Betonformsteinen und Betonfertigteilen in
       geschlossenen Hallen
- Anlagen zur Herstellung von Terrazzowaren
- Anlagen zur Herstellung von Kalksand- und Gasbetonsteinen
- Anlagen zur Herstellung von Bimsbausteinen, -isolier- und
       -leichtbauplatten
- Anlagen zur Herstellung von Asbestzement und Asbestwaren
- Fernheizkraftwerke ab 800 GJ/h
- Gaserzeugungsanlagen
- Gasverdichterstationen für Fernleitungen
- Strangguss- und Flämmanlagen
- Presswerke
- Stab- und Präzisionsrohrziehereien, Drahtziehereien
- Anlagen zur Herstellung von Bolzen, Nägel, Nieten, Schrauben, Kugeln
      oder ähnlichen metallischen Normteilen durch Druckumformen auf
      Automaten
- Eisen- und Tempergießereien bis 6 t Schmelzleistung
- Metallhalbzeugwerke, Metalldratziehereien (ohne Leichtmetalle)
- Schwermaschinenbau
- Anlagen zur Herstellung von Akkumulatoren und Batterien
- Verzinkungsanlagen
- Emaillierungsanlagen
- Anlagen zur Altölregenerierung
- Anlagen zur Herstellung von anorganischen Pigmenten
- Anlagen zur pharmazeutischen Industrie auf rein pflanzlicher Basis
- Kunststoff-Schäumungsanlagen
- Anlagen zur Herstellung von Gelatine
- Lackfabriken
- Fabriken zur Herstellung von Seifen und Waschmitteln, Industrie- und
      sonstigen Reinigungsmitteln
- Anlagen zum Tränken und Beschichten mit Bitumen
- Anlagen zum Beschichten und Tränken mit Kunststoffen ohne
      Verwendung von Phenolharzen (keine Kunststoffbeläge)
- Anlagen zur Herstellung von Gummiwaren
- Fabriken zur Herstellung von Reifen (einschließlich Runderneuerung)
      und Gummiförderbändern
- Pozellan- und Feinkeramikwerke
- Säge-, Furnier- und Schälwerke
- Holzimprägnieranlagen unter Verwendung von Salzen
- Anlagen zur Herstellung von Bauelementen und in Serien gefertigten
      Holzbauten
- Fabriken zur Herstellung von Polstergestellen
- Holzmehlfabriken
- Fabriken zum Furnieren, Beschichten und Lackieren von Holz
- Papierfabriken (ohne Zelluloseherstellung) ohne Holzschliff
- Wellpappenfabriken
- Rotationsdruckereien
- Lederfabriken
- Anlagen zur Textilveredelung (z. B. Bleichereien, Färbereien,
      Appreturanstalten, Anlagen zur Herstellung von Schicht- und
      Kaschierstoffen, Stoffdruckereien
- Stärkefabriken
- Fabriken zur Herstellung von Pommes frites und Kartoffelchips, Anlagen
      zum Rösten von Nüssen
- Schokoladenfabriken mit Kakaoröstereien
- Anlagen zur Trockenmilcherzeugung
- Kaffeeröstfabriken
- Hefefabriken
- Brauereien und Brennereien
- Getränkeabfüllanlagen
- Zeitungsspeditionen
- Betriebe zum Umschlag größerer Gütermengen und Schrottplätze
- Autobusunternehmen, Güterkraftwagenbetriebe, Autohöfe sowie
      Betriebshöfe der Müllabfuhr und der Autobusverkehrsbetriebe
- Speditionsbetriebe mit Reinigung von Fahrzeugbehältern
- Speditionsbetriebe mit eigenem Lager, Möbelspeditionen und
       -transportbetriebe, Lagereien
- Kläranlagen
- Müllumladestationen
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